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Nachrichten aus der Kanzlei

Liebe Leserinnen und Leser, 

das Jahr 2017 hat begonnen, wie das Jahr 2016 ge-
endet hat, nämlich in vielerlei Hinsicht überra-
schend und spannend.

In unserer Kanzlei haben sich einschneidende per-
sonelle Veränderungen ergeben. Frau Fritzsch hat 
uns nach langer Tätigkeit in unserer Kanzlei verlas-
sen und ist nach bestandener Steuerberaterprüfung 
zu neuen Ufern aufgebrochen. Wir wünschen ihr 
hierfür alles Gute.

Das PHC-Team wurde zum 01.01.2017 durch 
zwei neue Mitarbeiter verstärkt, einmal Herrn Kai 
Körner, er ist Steuerberater. Und zum anderen 
durch Martina Bankert, die insbesondere den Be-
reich der Lohnbuchhaltung verstärken soll. Eine 

Ernst Ulrich Haverkamp
Hannover, im April 2017

Was ich mal werden wollte: 
Tierärztin
Was ich mag: 
Sport, Musik, Tanzen, Lesen
Was ich nicht mag: 
Lügen und Oberfl ächlichkeit
Mein Lebensmotto: 
Wer kämpft, kann verlieren.
Wer nicht kämpft, hat schon verloren.

Was ich werden wollte: 
Physiker
Was ich geworden bin:  
Steuerberater
Mein größter Wunsch: 
Das Meer, ein Klappstuhl und ein 
Segelboot am Horizont …
Mein Lieblingsmotto: 
Manchmal muss man neue Wege 
beschreiten, um ans Ziel zu kommen.
Meine persönlichen Stärken: 
Zuhören, Nachdenken und 
Hinterfragen

persönliche Vorstellung fi nden Sie für beide Mitar-
beiter auf dieser Seite. Wir bitten Sie, mit ihnen in 
gleicher Weise wie mit den lange in der Kanzlei 
tätigen Mitarbeitern zusammen zu arbeiten.

In diesem Sinne auf weiterhin gute Zusammenarbeit 

2017: Es bleibt (wird) spannend
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Schwerpunktthema

Durch den demografischen Wandel zeichnet sich 
in Deutschland eine Entwicklung zur älter wer-
denden Gesellschaft ab. Aus diesem Grund wer-
den Themen wie Heimunterbringung und Pflege-
kosten immer wichtiger. Die Pflegeheimkosten 
sind zudem in den letzten Jahren erheblich ange-
stiegen und können häufig nicht durch die eige-
nen finanziellen Mittel gezahlt werden. Können 
die Kosten nicht durch die pflegebedürftige Per-
son alleine gedeckt werden, werden die offenen 
Kosten den unterhaltsverpflichteten Angehörigen 
auferlegt.

Es gibt allerdings die Möglichkeit, das Finanzamt, 
des zur Zahlung herangezogenen Steuerpflichti-
gen (pflegebedürftige Person oder unterhaltsver-
pflichtete Angehörige), an den Kosten zu beteili-
gen. So ist es im Rahmen der Einkommensteuer-
erklärung möglich, Kosten der Pflege- und Heim- 
unterbringung als außergewöhnliche Belastungen 
steuerlich zu berücksichtigen, soweit diese die Leis-
tungen aus der gesetzlichen Pflegeversicherung 
übersteigen.

Zu den berücksichtigungsfähigen Kosten gehören 
die Kosten für die krankheitsbedingte Pflege in 
einem Pflegeheim sowie die Kosten für die Unter-
bringung und Verpflegung. Die tatsächlich ange-
fallenen Pflegekosten müssen von den Unterbrin-
gungskosten abgegrenzt werden können. Die 
Pflegekosten gehören zu den Krankheitskosten, 
die im Rahmen der außergewöhnlichen Belastung 
abziehbar sind.

Hinsichtlich der Unterbringungskosten ist zu  
differenzieren:

�� wird auf Grund der Heimunterbringung der 
private Haushalt aufgelöst, sind die Unter-
bringungskosten um die sogenannte Haus-
haltsersparnis von zurzeit 8.820 €  (2017) pro 
Jahr zu kürzen. Diese Ausgaben sind nur in-

soweit außergewöhnliche Belastungen, wenn 
sie die üblichen Lebenshaltungskosten über-
steigen.

�� bei einem voraussichtlich nur vorübergehen-
den Heimaufenthalt, zum Beispiel eine Kurz-
zeitpflege, wird die Kürzung um die Haus-
haltsersparnis nicht vorgenommen.

Zusätzlich gibt es noch die Hürde der zumutbaren 
Belastungen. Diese ermittelt sich nach dem Ge-
samtbetrag der Einkünfte, der Zahl der Kinder 
und dem Familienstand. Erst wenn die Summe 
der Krankheitskosten die Summe der zumutbaren 
Belastung übersteigt, wirken sich die darüber lie-
genden Mehrkosten steuerlich aus.

Abgesehen von den tatsächlich angefallenen 
Krankheitskosten gibt es abziehbare Pauschbeträ-
ge im Rahmen des Einkommensteuergesetzes für 
bestimmte Personenkreise. Wer bis zum Jahre 
2016 in die Pflegestufe III und ab 2017 in die 
Pflegegrade 4 oder 5 eingestuft wurde oder wer 
nachweislich blind oder hilflos ist, kann in der 
Einkommensteuererklärung einen Pauschbetrag 
in Höhe von 3.700 € in Anspruch nehmen, wo-
durch allerdings keine weiteren pflegebedingten 
Aufwendungen mehr berücksichtigt werden kön-
nen. Der Pauschbetrag wird im Rahmen der Er-
mittlung des Einkommens abgezogen und min-
dert somit die Steuerlast. Je nach dem Grad der 
Behinderung gibt es weitere Pauschbeträge.

Wenn der Behinderten-Pauschbetrag einem Kind 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes zusteht, 
kann der Pauschbetrag auf Antrag auf die Eltern 
übertragen werden.

Haben Sie dazu Fragen, sprechen Sie uns an!

Ihr Niklas Dittert - Steuerfachangestellter

Außergewöhnliche Belastungen bei  
krankheitsbedingten Pflegeheimkosten und  
Heimunterbringung
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Schwerpunktthema

In der Krankenversicherung bleibt er 2017 weit-
gehend unverändert bei durchschnittlich 15,7  
Prozent. Der Zusatzbeitrag, den die Arbeitneh-
mer allein zahlen müssen, kann laut Schätzung bei 
1,1 Prozent bleiben. Er kommt zum Beitrag von 
14,6 Prozent hinzu, den Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer je zur Hälfte tragen. Der Beitragssatz zur 
Rentenversicherung bleibt bei 18,7 Prozent stabil. 
Der Beitragssatz für die Arbeitslosenversicherung 
beträgt weiter 3,0 Prozent. 

 
 
Gesetzesänderungen für Sparer

Rürup-Rente als Sonderausgabe besser 
absetzbar

Inhaber einer Basis-Rente („Rürup-Rente“) kön-
nen 2017 erneut einen größeren Teil ihrer Beiträ-
ge als Sonderausgaben in der Steuererklärung gel-
tend machen.

Zum einen steigt der steuerliche Höchstbetrag 
zur Rürup-Rente von 22.767 Euro auf 23.362 
Euro. Zudem wächst der prozentuale Anteil, den 
das Finanzamt von den eingezahlten Beiträgen 
berücksichtige, von 82 auf 84 Prozent.

Somit sind 2017 maximal 19.624 Euro als Son-
derausgaben abzugsfähig (§10 Abs 1 Nr. 2 b EStG).

Garantiezins für 
Lebensversicherungen sinkt

Ab Januar gilt für klassische Lebensversicherun-
gen ein niedrigerer Höchstrechnungszins – auch 
Garantiezins genannt. Er sinkt von derzeit 1,25 
auf 0,9 Prozent und ist der Zinssatz, den die Ver-
sicherer ihren Kunden maximal auf den Sparanteil 
zusagen dürfen.

Der neue Garantiezins gilt laut Branchenverband 
GDV für alle Verträge, die ab dem 1. Januar 2017 
abgeschlossen werden. Für Bestandskunden ände-

Flexirente

Wer eine Regelaltersrente bezieht und trotzdem 
weiterarbeitet, profitiert durch die Neuregelungen 
des Flexirentengesetzes. Der Rentenbezieher 
kann ab Januar 2017 seinen Rentenanspruch 
erhöhen, wenn er weiter als Arbeitnehmer tätig 
ist und Rentenbeiträge zahlt. Dazu muss der 
Hinzuverdiener gegenüber dem Arbeitgeber auf 
die Versicherungsfreiheit seines Hinzuverdienstes 
verzichten (§ 5 Abs. 4 Sechstes Buch 
Sozialgesetzbuch - SGB VI, neue Fassung).

Darüber hinaus werden Arbeitgeber ab 2017 von 
den Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung ent-
lastet, die sie nach bisheriger Rechtslage für hin-
zuverdienende Rentner auch dann abführen muss-
ten, wenn die Hinzuverdiener die Regelalters-
grenze in der Rentenversicherung erreicht hatten. 
Dieser Beitrag, der nur vom Arbeitgeber (nicht 
aber vom Hinzuverdiener) aufzubringen war, ent-
fällt zeitlich begrenzt für die Dauer von fünf Jahren.

Steuerpflichtiger Rentenanteil für 
Neurentner steigt

Bei der Rentenbesteuerung erhöht sich 2017 der 
steuerpflichtige Rentenanteil von 72 auf 74 Pro-
zent. Somit bleiben nur noch 26 Prozent der ers-
ten vollen Bruttojahresrente steuerfrei. Dieser An-
teil gilt für im Jahr 2017 neu hinzukommende 
Rentnerjahrgänge. Bei Bestandsrenten bleibt der 
festgesetzte steuerfreie Rentenanteil bestehen, 
aber nicht die Erhöhungsbeträge.

Gesetzesänderungen für gesetzlich 
Versicherte 

Beitragssatz zur Pflegeversicherung steigt

Der Beitragssatz zur Pflegeversicherung steigt auf 
2,55 Prozent beziehungsweise 2,8 Prozent bei 
Kinderlosen. 

Gesetze zur Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 2017 
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Schwerpunktthema

Stellen werden häufig über persönliche 
Kontakte besetzt

Im Jahr 2015 wurde fast jede dritte Stelle über 
persönliche Kontakte besetzt. Vermittlungsdiens-
te der Bundesagentur für Arbeit (BA) sowie Stel-
lenangebote in Zeitungen und Zeitschriften brin-
gen Arbeitgeber und neue Mitarbeiter bei jeweils 
jeder siebten Stelle zusammen.

Grundsätzliches

Da bei der Einstellung von Arbeitnehmern neben 
einer Vielzahl von Gesetzen auch Tarifverträge 
und Betriebsvereinbarungen gelten können, ist im 
Einzelfall eine eingehende Rechts- und Steuerbe-
ratung zu empfehlen.

Besondere Anforderungen stellt das Allgemeine 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG). Die Arbeitge-
ber haben die Aufgabe, von der Anbahnung des 
Arbeitsverhältnisses über die Vertragsgestaltung 
und die praktische Ausgestaltung des Arbeitsver-

Aktuelles

Der Europäische Gerichtshof hat die Position von 
Arbeitgebern gegenüber Scheinbewerbern ge-
stärkt, die allein auf Schadensersatz nach dem All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetz abzielen.

Scheinbewerber haben nach Ansicht der Richter 
keinen Anspruch auf Schadensersatz, selbst wenn 
Indizien für eine Diskriminierung vorliegen. Ihr 
Verhalten ist rechtsmissbräuchlich (AGG-Hopping).

„AGG-Hopper“ schädigen Unternehmen und 
belasten die Gerichte. Das Bundesarbeitsge-
richt will das nicht länger mitmachen und wollte 
vom Europäischen Gerichtshof wissen, ob Ar-
beitsgerichte Unternehmen auch bei mutmaßli-
chen Scheinbewerbungen zu Schadensersatz 
wegen Diskriminierung verurteilen müssen 
(Bundesarbeitsgericht Beschluss vom 18. Juni 
2015 - 8 AZR 848/13 (A)).

Differenz zwischen Versicherungsleistung und 
eingezahlten Beiträgen zur Hälfte mit ihrem indi-
viduellen Tarif versteuern.

Voraussetzung dafür sei, dass sie zum Zeitpunkt 
der Auszahlung das 60. Lebensjahr vollendet ha-
ben und der Vertrag mindestens zwölf Jahre be-
standen habe.

Haben Sie dazu Fragen, sprechen Sie uns an!

Ihre Dagmar Schneegans – Lohnbuchhalterin

re sich nichts; sie erhalten die garantierten Leis-
tungen ihres bestehenden Vertrages.

Höhere Steuern für Auszahlungen von 
Versicherungen

Von 2017 an werden Einmalauszahlungen (§ 22 
Nr. 5 Satz 1 EStG) nach neuen Steuerregeln be-
handelt. Kunden, die nach 2004 eine Kapitalle-
bens- oder Rentenversicherung mit Kapitalwahl-
recht abgeschlossen haben, müssen laut GDV die 

Tipps	 zur	 Vermeidung von Anfechtungen	
nach dem	Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) 
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hältnisses bis hin zur Beendigung Diskriminie-
rungen zu vermeiden.

Zur Vorsicht sollte der Arbeitgeber aber mög-
lichst allgemeine Auskünfte über die Stellenbe-
setzung geben. Die Absagen an Bewerber soll-
ten so nichtssagend wie möglich sein (keine An-
gabe eines Grundes der Absage; am besten nur 
mitteilen, dass man sich anderweitig entschie-
den hat) und keine handschriftlichen Notizen 
auf den Bewerbungsunterlagen, die gegebenen-
falls an den Bewerber zurückgesandt werden.

 
Pflichten des Arbeitgebers bei 
Einstellungsverhandlungen

Der Arbeitgeber ist verpflichtet den Bewerber auf 
besondere gesundheitliche Belastungen (wenn 
vorhanden) und auf weitere überdurchschnittliche 
Anforderungen (wenn vorhanden) hinzuweisen. 
Wenn ein Arbeitnehmer den Arbeitgeber bei Ab-
schluss des Arbeitsvertrags bewusst über persönli-
che Eigenschaften täuscht, die für das Arbeitsver-
hältnis von Bedeutung sind, rechtfertigt das die 
Anfechtung des Arbeitsvertrages.

Der Arbeitgeber muss die Bewerbungsunterlagen 
sorgfältig aufbewahren. Wenn kein Arbeitsvertrag 
abgeschlossen wird, oder wenn die Bewerbungs-
unterlagen nach dem Abschluss eines Arbeitsver-
trages nicht mehr erforderlich sind, müssen die 
Unterlagen zurückgegeben und grundsätzlich der 
Personalfragebogen vernichtet werden. Im Falle 
der Ablehnung eines Bewerbers ist die Zweimo-
natsfrist für die Geltendmachung von Schadens-
ersatzansprüchen nach §15 Abs. 4 AGG zu be-
achten. Der Arbeitgeber darf zur Dokumentation 
die Bewerbungsunterlagen bis zum Ablauf der 
Zweimonatsfrist aufbewahren.

Der Arbeitgeber muss über alle Informationen aus 
Einstellungsverhandlungen schweigen.

 
 

AGG-Hopping

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
soll Benachteiligungen aus Gründen der Rasse, 
der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der 
Religion oder Weltanschauung, einer Behinde-
rung, des Alters oder der sexuellen Identität ver-
hindern und beseitigen.

Die durch das Gesetz geschützten Personen er-
halten Rechtsansprüche gegen Arbeitgeber, wenn 
diese ihnen gegenüber gegen die gesetzlichen Dis-
kriminierungsverbote verstoßen. Das geht beim 
Einstellungsverfahren nach hinten los, denn es 
droht der gemeine AGG-Hopper.

Was kann der Arbeitgeber tun um AGG-Hopping 
zu vermeiden:

�� Neutrale Stellenausschreibung (kein Hinweis 
auf Alter, Geschlecht usw.)

�� Absagen an Bewerber so nichtssagend wie 
möglich (keine Angabe eines Grundes der 
Absage; am besten nur mitteilen, dass man 
sich anderweitig entschieden hat)

�� Da der AGG-Hopper einen Anspruch in-
nerhalb einer Frist von zwei Monaten (§ 15 
AGG) schriftlich geltend machen kann, den 
ganzen Schriftverkehr (Bewerbung und Ab-
lehnung) für diese Zeit aufbewahren. Die 
Frist beginnt im Falle einer Bewerbung mit 
dem Zugang der Ablehnung.

Haben Sie dazu Fragen, sprechen Sie uns an!

Ihre Dagmar Schneegans – Lohnbuchhalterin
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Im Jahr 2016 wird ein Überschuss aus der Insol-
venzgeldumlage in Höhe von 274 Millionen Euro 
erwartet. Voraussichtlich wird sich somit bis Ende 
des Jahres 2016 eine Rücklage von rund 1,5 Milli-
arden Euro aus der Umlage gebildet haben. Die 
durchschnittlichen jährlichen Aufwendungen der 
vorhergehenden fünf Kalenderjahre 2012 bis 2016 
betrugen rund 859 Millionen Euro. Da die Rück-
lage die durchschnittlichen jährlichen Aufwen-
dungen der vorhergehenden fünf Kalenderjahre 
übersteigt, sind die Voraussetzungen für einen 
niedrigeren Umlagesatz für das Kalenderjahr 2017 
erfüllt. 

Die Voraussetzungen für einen niedrigeren Um-
lagesatz für das Jahr 2017 liegen vor. Auf Grund 
des § 361 Nummer 1 des SGB III verordnet das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales im 
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen und dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie: 

Der Umlagesatz für das Kalenderjahr 2017 be-
trägt 0,09 Prozent, für das Jahr 2016 waren es 0,12 
Prozent.

Haben Sie dazu Fragen, sprechen Sie uns an!

Ihre Dagmar Schneegans - Lohnbuchhalterin

Die Mindestlohnkommission hat in ihrer Sitzung 
am 28. Juni 2016 einstimmig beschlossen, den ge-
setzlichen Mindestlohn ab dem 1. Januar 2017 auf 
8,84 Euro brutto je Zeitstunde festzusetzen.

Als Grundlage für die Berechnung der nachlau-
fenden Tarifentwicklung stützt sich die Mindest-
lohnkommission auf den Tarifindex des Statisti-
schen Bundesamtes entsprechend der Regelung in 
§ 3 der Geschäftsordnung vom 27. Januar 2016, 
die sich die Mindestlohnkommission gemäß § 10 
Abs. 4 des Mindestlohngesetzes gegeben hat. 
Ausgangsbasis für die Veränderung der Tarifver-
dienste ist der Zeitpunkt der Einführung des ge-
setzlichen Mindestlohnes bis zum Zeitpunkt der 
ersten Entscheidung (28. Juni 2016) unter Einbe-
ziehung der Tarifvereinbarung für die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes von Bund und kom-
munalen Arbeitgebern vom 29. April 2016, die 
zum 1. März 2016 in Kraft trat. Nach Mitteilung 
des Statistischen Bundesamtes entspricht die 
Entwicklung der Tarifverdienste in diesem Zeit-
raum 4,0 %. Daraus errechnet sich die Erhöhung 
des Mindestlohns um 34 Cent.

Das Gesetz sieht alle zwei Jahre eine Anpassung 
vor. Die nächste Anhebung steht damit voraus-
sichtlich zum 1. Januar 2019 an.

Nur in Bereichen, wo Branchenverträge repräsen-
tativer Tarifpartner existieren, die weniger als 8,50 
Euro vorsehen, behalten diese auch nach dem 1. 
Januar 2015 ihre Gültigkeit. Bis zum 31. Dezem-
ber 2017 gehen abweichende Regelungen eines 
Tarifvertrages repräsentativer Tarifvertragspartei-
en dem Mindestlohn vor, wenn sie für alle unter 
den Geltungsbereich des Tarifvertrages fallenden 
Arbeitgeber mit Sitz im In- oder Ausland sowie 
deren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ver-
bindlich gemacht worden sind. Ab dem 1. Januar 
2017 müssen abweichende Regelungen in diesem 
Sinne mindestens ein Entgelt von brutto 8,50 
Euro je Zeitstunde vorsehen (§ 24 Abs. 1 Mi-
LoG). Höhere Branchenmindestlöhne gehen 
aber immer vor.

Näheres teilt Ihnen Ihre berufsständische Or-
ganisation mit (z. B. Arbeitgeberverband, Kam-
mer etc.)

Ihre Dagmar Schneegans - Lohnbuchhalterin

Gesetzlicher Mindestlohn ab 2017 - Mindest-
lohngesetz (MiLoG) 

Insolvenzgeldumlage - Umlage U3
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Wenn ein beruflich veranlasster Umzug vorliegt, 
kann der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Um-
zugskosten in Höhe des Betrags steuerfrei erset-
zen, der nach dem Bundesumzugskostenrecht ge-
zahlt werden könnte.

Bei Auslandsumzügen gelten andere Werte (Ver-
ordnung über die Umzugskostenvergütung bei 
Auslandsumzügen).

Das Bundesministerium der Finanzen definiert 
Umzugskosten wie folgt:

Umzugskosten sind dann Werbungskosten, wenn 
die Wohnung aus beruflichen Gründen gewech-
selt wird. Ein Wohnungswechsel ist beruflich ver-
anlasst, wenn sich dadurch die Entfernung zwi-
schen Wohnung und Tätigkeitsstätte erheblich 
verkürzt (i.d.R. tägliche Fahrzeitverkürzung um 
mindestens eine Stunde), oder wenn der Arbeit-
nehmer auf Weisung seines Arbeitgebers eine 
Dienstwohnung beziehen oder räumen muss. Die 
Umzugskosten werden bis zur Höhe des Betrags 
als Werbungskosten anerkannt, der nach dem 
Bundesumzugskostenrecht als Umzugskostenver-
gütung höchstens gezahlt wird. 

Die steuerliche Anerkennung von Umzugskosten 
regelt R 9.9 Absatz 2 LStR. Die Änderung der 
maßgebenden Beträge für umzugsbedingte Un-
terrichtskosten und sonstige Umzugsauslagen ab 
1. März 2016 und 1. Februar 2017 ist im BMF-
Schreiben vom 18. Oktober 2016 bekanntgegeben 
worden.

Das BMF-Schreiben vom 6. Oktober 2014 ist auf 
Umzüge, die nach dem 29. Februar 2016 beendet 
werden, nicht mehr anzuwenden.

Damit der Arbeitgeber die Umzugskosten steuer-
frei ersetzen kann, muss:

�� der Umzug beruflich veranlasst sein,

�� die durch den Umzug entstandenen Aufwen-
dungen dürfen nicht überschritten werden 
und

�� die höchstmögliche Umzugskostenvergütung 
nach dem Bundesumzugskostengesetz darf 
nicht überschritten werden.

�� Umzugskosten im Sinne des Bundesumzugs-
kostengesetzes sind:

�� Beförderungsauslagen (im Wesentlichen die 
Speditionskosten)

�� Reisekosten

�� Mietentschädigung

�� notwendige ortsübliche Maklergebühren für 
die Vermittlung einer Mietwohnung und  
einer Garage

�� Kochherd (bis zu 230 €) und Öfen (bis zu 164 € 
für jedes Zimmer) wenn die Beschaffung beim 
Bezug der neuen Wohnung notwendig ist

�� Auslagen für einen durch den Umzug beding-
ten zusätzlichen Unterricht der Kinder

Arbeitnehmer, die am Tage vor dem Einladen des 
Umzugsgutes eine Wohnung hatten und nach 
dem Umzug wieder eingerichtet haben, können 
eine Pauschvergütung für sonstige Umzugsausla-
gen erhalten. Die Auslagen für einen durch den 
Umzug bedingten zusätzlichen Unterricht der 
Kinder dürfen ebenfalls in einer bestimmten Höhe 
pro Kind erstattet werden.

	

Pauschale Umzugskosten bei einem beruflich 
veranlassten Umzug 
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Umzugstermin
Beitrag 

für  
Ledige

Betrag für Verheiratete,
Lebenspartner und

Gleichgestellte

Betrag für Kinder und andere 
Personen (zur häuslichen 

Gemeinschaft gehörend; mit 
Ausnahme des Ehegatten oder 

Lebenspartners)

Auslagen für einen durch den Umzug 
bedingten zusätzlichen Unterricht der 

Kinder (Betrag für ein Kind)

März 2016 bis 
Januar 2017 746 € 1.493 € 329 € 1.882 €

ab Februar 2017 764 € 1.528 € 337 € 1.926 €

Wenn der Arbeitgeber keinen oder einen geringeren steuerfreien Ersatz leistet, 
kann der Arbeitnehmer seine Aufwendungen als Werbungskosten geltend machen.

Haben Sie dazu Fragen, sprechen Sie uns an!
Ihre Dagmar Schneegans - Lohnbuchhalterin

Allgemeiner Überblick

Steuerpflichtige können für die künftige Anschaf-
fung oder Herstellung eines Wirtschaftsgutes ei-
nen den Gewinn mindernden Investitionsabzugs-
betrag abziehen. Die Berücksichtigung erfolgt 
außerbilanziell.

Dabei darf der Abzugsbetrag 40 % der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten des begünstigten 
Wirtschaftsgutes nicht überschreiten, welches der 
Steuerpflichtige voraussichtlich bis zum Ende des 
dritten auf den Abzug des Investitionsabzugsbe-
trages folgenden Wirtschaftsjahres anschaffen 
oder herstellen wird. 

Der jeweilige Abzugsbetrag bezieht sich auf eine 
künftige Investition. Bei mehreren künftigen In-
vestitionen ist für jede einzelne Investition ein ge-
sonderter Abzugsbetrag abzuziehen.

Durch den gewinnmindernden Abzug des Inves-
titionsabzugsbetrages sollen Abschreibungen, die 
im Jahr der tatsächlichen Anschaffung oder Her-
stellung anfallen, aufwandsmäßig vorweggenom-
men werden. 

Der Investitionsabzugsbetrag ist in dem Wirt-
schaftsjahr, in dem die geförderte Investition 
durchgeführt wird, außerbilanziell gewinnerhö-
hend hinzuzurechnen.

 
 

Neue Entwicklungen zum Investitionsabzugsbe-
trag nach § 7g EStG
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Voraussetzungen für die 
Inanspruchnahme

Die Inanspruchnahme eines Investitionsabzugs-
betrages nach § 7g Abs. 1 EStG ist nur unter den 
folgenden Bedingungen möglich:

1. � �Die Inanspruchnahme von Investitionsabzugs-
beträgen ist ausschließlich bei Betrieben (Ein-
zelunternehmen, Personengesellschaften und 
Körperschaften) möglich, die aktiv am wirt-
schaftlichen Verkehr teilnehmen.

2.  �Bei Betriebseröffnung kann auch in den Jahren 
vor Betriebseröffnung ein Investitionsabzugs-
betrag für die künftige Investition eines be-
günstigten Wirtschaftsgutes in Anspruch ge-
nommen werden. Die Eröffnung eines Betrie-
bes ist dann abgeschlossen, wenn alle wesentli-
chen Grundlagen vorhanden sind. 

3. � �Es muss ein bewegliches und abnutzbares 
Wirtschaftsgut des Anlagevermögens ange-
schafft oder hergestellt werden.

4. � �Das Betriebsvermögen zum Schluss des Wirt-
schaftsjahres, in dem der Abzug vorgenommen 
wird, darf nicht mehr als 235.000 € betragen.

5. � �Bei Betrieben, die ihren Gewinn nach § 4 Abs. 
3 EStG (Einnahmenüberschussrechnung) er-
mitteln, darf der Gewinn 100.000 € nicht über-
schreiten. Gewinn ist dabei der Betrag, der 
ohne Berücksichtigung von Investitionsab-
zugsbeträgen nach § 7g Abs. 1 EStG der Be-
steuerung zugrunde zu legen ist.

6.  �Hat der Steuerpflichtige mehrere Betriebe, ist 
für jeden Betrieb gesondert zu prüfen, ob die 
Grenzen des § 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EStG 
überschritten werden.

7. � �Ein Abzugsbetrag kann auch gebildet werden, 
wenn dadurch ein Verlust entsteht oder sich er-
höht (§ 7g Abs. 1 Satz 3 EStG).

8.  �Die insgesamt getätigten Investitionsabzugsbe-
träge dürfen im Wirtschaftsjahr des Abzugs 
und in den drei vorangegangenen Wirtschafts-
jahren den Betrag von 200.000 € nicht über-
steigen (§ 7g Abs. 1 Satz 4 EStG). 

9. � �Die Inanspruchnahme eines Investitionsab-
zugsbetrages im Wirtschaftsjahr der Anschaf-
fung oder Herstellung des Wirtschaftsgutes ist 
nicht möglich. Denn die Geltendmachung ei-
nes Abzugsbetrags setzt die Absicht des Steu-
erpflichtigen voraus, das begünstigte Wirt-
schaftsgut voraussichtlich in den dem Wirt-
schaftsjahr des Abzugs folgenden drei Wirt-
schaftsjahren anzuschaffen oder herzustellen.

10. � �Das Wirtschaftsgut muss im Jahr der An-
schaffung bzw. Herstellung und im komplet-
ten darauf folgenden Wirtschaftsjahr aus-
schließlich oder fast ausschließlich betrieblich 
genutzt werden (§ 7g Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
Buchst. b EStG). Eine fast ausschließliche 
Nutzung liegt vor, wenn das Wirtschaftsgut  
mindestens zu 90 % betrieblich genutzt wird. 

Dabei ist zu beachten, dass für einen Pkw bei Be-
steuerung der Privatnutzung nach der 1%-Metho-
de kein Investitionsabzugsbetrag gebildet werden 
darf. Nach der BFH-Rechtsprechung (Beschluss 
vom 03.01.2006 - XI B 106/05, NV) ist bei der 
Besteuerung nach der 1 %   Methode von einem 
Privatanteil von 20 % bis 25 % auszugehen. Der 
vom Steuerpflichtigen zu führende Nachweis der 
fast ausschließlichen betrieblichen Verwendung 
des Fahrzeugs kann allerdings durch die Vorlage 
eines ordnungsgemäß geführten Fahrtenbuchs er-
bracht werden. Ein nachträglich vorgelegtes Fahr-
tenbuch ist jedoch nicht ordnungsgemäß, wenn 
darin die Namen und Anschriften der Kunden 
fehlen, die der Steuerpflichtige aufgesucht haben 
will.
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Nachweis der geplanten Investition

Das Steueränderungsgesetz 2015 vom 2.11.2015, 
das im Wesentlichen zum 1.1.2016 Wirkung ent-
faltet hat, enthält grundlegende Änderungen zum 
Investitionsabzugsbetrag. 

Neu ist, dass der Steuerpflichtige für Investitions-
abzüge, die er erstmals für nach dem 31.12.2015 
endende Wirtschaftsjahre bildet, keine konkrete 
Investitionsabsicht mehr haben und deshalb auch 
nicht nachweisen muss. Konsequenterweise ent-
fällt auch das bisherige und in der Praxis oftmals 
streitanfällige Erfordernis, das anzuschaffende 
Wirtschaftsgut hinsichtlich seiner Funktion zu 
benennen. 

Höhe des Investitionsabzugsbetrages

Es können bis zu 40 % der voraussichtlichen An-
schaffungs- oder Herstellungskosten gewinnmin-
dernd geltend gemacht werden.

Ein für ein bestimmtes Wirtschaftsgut in einem 
Vorjahr gebildeter Investitionsabzugsbetrag kann 
in einem Folgejahr innerhalb des dreijährigen In-
vestitionszeitraums bis zum gesetzlichen Höchst-
betrag in Höhe von 200.000 € aufgestockt werden.

Dabei ist zu beachten, dass der Investitionsab-
zugsbetrag insgesamt nicht 40 % der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten übersteigen darf.

Hinzurechnung des 
Investitionsabzugsbetrages sowie 
Kürzung der Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten

In dem Wirtschaftsjahr, in dem das begünstigte 
Wirtschaftsgut angeschafft wurde, ist der in An-
spruch genommene Investitionsabzugsbetrag in 
Höhe von 40% der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten wieder gewinnerhöhend hinzuzu-
rechnen. Allerdings darf die Hinzurechnung den 

tatsächlich abgezogenen Investitionsabzugsbetrag 
nicht übersteigen.

Zusätzlich können im Wirtschaftsjahr der An-
schaffung des Anlagegutes die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten um 40 %, höchstens jedoch 
um die in Anspruch genommene Hinzurechnung 
herab gesetzt werden. Dadurch verringert sich die 
Bemessungsgrundlage für die Absetzungen für  
die Abnutzung entsprechend. Voraussetzung für 
die Kürzung ist, dass das Wirtschaftsgut innerhalb 
einer dreijährigen Investitionsfrist angeschafft 
oder hergestellt wurde.

Rückabwicklung des 
Investitionsabzugsbetrages

Korrektur nach § 7g Abs. 3 EStG

Nach §7g Abs. 3 EStG ist der Investitionsabzugs-
betrag (ggfs. teilweise) rückgängig zu machen, 
wenn einer der folgenden Gründe vorliegt:

1. � �Die geplante Investition unterbleibt innerhalb 
des dreijährigen Investitionszeitraums oder

2. � �Der beanspruchte Investitionsabzugsbetrag 
übersteigt 40% der tatsächlichen Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten - Rückgängig-
machung in Höhe des übersteigenden Betrages 
- oder

3. � �Der Investitionsabzugsbetrag wird freiwillig 
rückgängig gemacht.

In diesen Fällen ist die Veranlagung des Abzugs-
jahres zu korrigieren. Dies gilt selbst dann, wenn 
der Gewinn des maßgebenden Wirtschaftsjahres 
bereits einer Steuerfestsetzung oder einer geson-
derten Feststellung zugrunde gelegt wurde. Der 
entsprechende Steuer- oder Feststellungsbescheid 
ist, selbst wenn dieser bestandskräftig geworden 
ist, zu ändern.

Als Folge ergibt sich eine Verzinsung der daraus 
resultierenden Steuernachforderung.
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Neuerungen durch das 
Steueränderungsgesetz 2015

Durch das Steueränderungsgesetz 2015 wurden 
die Regelungen des Investitionsabzugsbetrags ge-
ändert. Diese Änderungen gelten erstmals für die 
nach dem 31.12.2015 endenden Wirtschaftsjahre.

Demnach entfällt die Pflicht zur Benennung der 
Funktion des begünstigten Wirtschaftsgutes und 
der Höhe der voraussichtlichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten. Weiterhin wird auch 
keine konkrete Investitionsabsicht mehr verlangt.

Außerdem wurde dem Unternehmer nun ein fle-
xibles Wahlrecht eingeräumt, ob und für welche 
begünstigten Investitionen der Investitionsab-
zugsbetrag genutzt werden soll. Auch eine freiwil-
lige vorzeitige Rückgängigmachung von Abzugs-
beträgen ist nun möglich.

Zwingend vorgeschrieben ist nun allerdings die 
elektronische Übermittlung der Daten für den In-
vestitionsabzugsbetrag an das Finanzamt.

Korrektur nach § 7g Abs. 4 EStG

Der § 7g Abs. 4 EStG regelt die Folgen, die sich 
ergeben, wenn ein Investitionsabzugsbetrag für 
ein begünstigtes Wirtschaftsgut in Anspruch ge-
nommen wurde, das Wirtschaftsgut aber nicht bis 
zum Ende des der Anschaffung oder Herstellung 
folgenden Jahres in einer inländischen Betriebs-
stätte ausschließlich oder fast ausschließlich be-
trieblich genutzt wird.

Auch in diesen Fällen ist die Veranlagung des Ab-
zugsjahres zu korrigieren. Durch die Rückgängig-
machung ergeben sich dann folgende Änderungen:

�� Zunächst ist der Investitionsabzugsbetrag und 
die damit verbundene Gewinnminderung für 
das Abzugsjahr rückgängig zu machen.

�� Dies gilt auch für die gewinnerhöhende Hin-
zurechnung.

�� Auch die Minderung um max. 40 % der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten muss 
rückabgewickelt werden.

�� In der Folge erhöht sich dadurch die Bemes-
sungsgrundlage für die Abschreibung nach 
den §§ 7 ff. EStG.
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Erweiterung der Steuerer-
mäßigung für haushaltsnahe 
Dienst- und Handwerkerleis-
tungen

Das Bundesfinanzministerium 
hat sein Anwendungsschreiben 
zur Absetzbarkeit haushaltsna-
her Dienstleistungen und Hand-
werkerleistungen aufgrund von 
verschiedenen Urteilen des BFH 
umfassend überarbeitet. Folgen-
de Änderungen sind im Wesent-
lichen hervorzuheben:

Begriff „im Haushalt“
Der Begriff „im Haushalt“ kann 
künftig auch das angrenzende 
Grundstück umfassen, sofern 
die haushaltsnahe Dienstleis-
tung oder die Handwerkerleis- 
tung dem eigenen Grundstück 
dienen. Somit können bei-
spielsweise Lohnkosten für den 
Winterdienst auf öffentlichen 
Gehwegen vor dem eigenen 
Grundstück als haushaltsnahe 
Dienstleistungen berücksichtigt 
werden.

Hausanschlusskosten
Auch Hausanschlusskosten an 
die Ver- und Entsorgungsnetze 
können im Rahmen der Steu-
erermäßigung begünstigt sein. 
Maßnahmen, die von der öf- 
fentlichen Hand auf gesetzlicher 
Grundlage erbracht und mit dem 
Hauseigentümer nach öffentlich-
rechtlichen Kriterien abgerech-
net werden, sind jedoch nicht 
begünstigt.

Funktionsprüfung einer  
Anlage
Die Prüfung der ordnungsge-
mäßen Funktion einer Anlage 
ist ebenso eine Handwerkerleis-
tung, wie die Beseitigung eines 
bereits eingetretenen Schadens 
oder Maßnahmen zur vorbeu-
genden Schadensabwehr. Somit 
können künftig, in allen offenen 
Fällen, beispielsweise die Dicht-
heitsprüfungen von Abwasser-
leitungen, Kontrollmaßnahmen 
des TÜVs bei Fahrstühlen oder 
auch die Kontrolle von Blitz-
schutzanlagen begünstigt sein.

Notrufsystem im Rahmen des 
„Betreuten Wohnens“
Für ein mit der Betreuungspau-
schale abgegoltenes Notrufsys-
tem, das innerhalb einer Woh-
nung im Rahmen des „Betreuten 
Wohnens“ Hilfeleistung rund 
um die Uhr sicherstellt, kann 
laut dem überarbeiteten An- 
wendungsschreiben ebenfalls die 
Steuerermäßigung in Anspruch 
genommen werden.

Betreuung von Haustieren
Wer seine Haustiere zu Hau-
se versorgen und betreuen lässt, 
kann auch von dem Steuervor-
teil profitieren, da Tätigkeiten 
wie das Füttern, die Fellpflege, 
das Ausführen und die sonsti-
ge Beschäftigung des Tieres als 
haushaltsnahe Dienstleistungen 
anerkannt werden können.

Hinweis:
Die Urteile, die in das überarbei-
tete Anwendungsschreiben ein-
gegangen sind, haben wir Ihnen 
bereits vorgestellt. Das Schrei-
ben ist größtenteils in allen noch 
offenen Fällen anzuwenden.

Quelle: BMF-Schreiben vom 9. November 
2016, IV C 8 S 2296b/07/10003:008, 
www.bundesfinanzministerium.de
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mer sowohl in die Wohnungs- 
als auch in die Verpflegungs-
gemeinschaft des Arbeitgebers 
aufgenommen wird. Wird dem 
Arbeitnehmer ausschließlich 
eine Unterkunft zur Verfügung 
gestellt,    ist    der    ungekürzte    
Unterkunftswert  anzusetzen.

Gemeinschaftsunterkünfte sind 
z.B. Lehrlings- oder Schwes-
ternwohnheime. Charakteris-
tisch dafür sind Wasch- und 
Duschräume oder Toiletten, die 
gemeinschaftlich genutzt wer-
den.

Für die Zurverfügungstellung 
einer freien Wohnung gibt es 
keinen amtlichen Sachbezugs-
wert. Unter Wohnung versteht 
man eine geschlossene Einheit 
von Räumen mit Wasserversor-
gung, Kochgelegenheit und WC, 
während bei Mitbenutzung von 
Bad, Toilette und Küche ledig-
lich eine Unterkunft vorliegt. 
Dasselbe gilt, wenn mehreren 
Arbeitnehmern eine Wohnung 
zur gemeinsamen Nutzung zur 
Verfügung gestellt wird. Wird 
vom Arbeitgeber eine Wohnung 
überlassen, muss als Sachbezug 
die ortsübliche Miete angesetzt 
werden. Wenn die Ermittlung 
des ortsüblichen Mietpreises mit 
außergewöhnlichen Schwierig-
keiten verbunden ist, kann er mit    
3,92€/m² angesetzt werden. Bei 
einfacher Ausstattung (ohne 
Sammelheizung oder ohne Bad/
Dusche) werden 3,20 €/m² zu-
grunde gelegt. Auch hier hat 
sich im Vergleich zu 2016 keine 
Änderung ergeben.

Hinweis:
Der Gesamtsachbezugswert bei 
voller Verpflegung und Ein-

Sollen die Sachbezugswerte für ei-
nen Teil-Entgeltsabrechnungszeit-
raum   ermittelt   werden, müssen 
die jeweiligen Tagesbeträge mit der 
Anzahl der Kalendertage multi-
pliziert werden. Im Übrigen sind 
die Werte für Familienangehörige 
anzusetzen, wenn die Verpflegung 
nicht nur dem Beschäftigten, son- 
dern auch seinen nicht bei dem-
selben Arbeitgeber beschäftigten 
Angehörigen gewährt wird. Sind 
Ehegatten bei demselben Arbeit-
geber beschäftigt, sind die Werte 
für die Verpflegung der Kinder bei 
jedem Ehegatten zur Hälfte anzu-
setzen.

Sachbezugswerte für freie Un-
terkunft 2017

Sachverhalt
Unter-
kunft 
allgemein

Aufnahme 
im Arbeitge-
berhaushalt/ 
Gemein-
schaftsun-
terkunft

Unterkunft belegt 
mit Euro Euro

Volljährige 
Arbeitnehmer
1 
Beschäf-
tigten

mtl. 223,00 189,55

ktgl. 7,43 6,32

2 
Beschäf-
tigten

mtl. 133,80 100,35

ktgl. 4,46 3,35

3 
Beschäf-
tigten

mtl. 111,50 78,05

ktgl. 3,72 2,60

mehr als 3 
Beschäf-
tigten

mtl. 89,20 55,75

ktgl. 2,97 1,86

Jugendliche und Auszubildende
1 
Beschäf-
tigten

mtl. 189,55 156,10

ktgl. 6,32 5,20

2 
Beschäf-
tigten

mtl. 100,35 66,90

ktgl. 3,35 2,23

3 
Beschäf-
tigten

mtl. 78,05 44,60

ktgl. 2,60 1,49

mehr als 3 
Beschäf-
tigten

mtl. 55,75 22,30

ktgl. 1,86 0,74

Eine Aufnahme in den Arbeit-
geberhaushalt ist immer dann 
gegeben, wenn der Arbeitneh-

Neue Sachbezugswerte ab 
2017

Nach der neuen Verordnung zur 
Änderung der Sozialversiche-
rungsentgeltverordnung werden 
auch nächstes Jahr die amtlichen 
Sachbezugswerte entsprechend 
der Entwicklung der Verbrau-
cherpreise angehoben. Änderun-
gen gibt es in 2017 jedoch nur 
bei den Sachbezügen für freie 
Verpflegung. Jegliches Arbeits-
entgelt, das nicht in Form von 
Geld ausgezahlt wird, gehört zu 
den Sachbezügen. Gemeint sind 
damit aber nicht nur Waren, 
sondern auch die Gewährung 
von Kost und Logis. Die fol-
genden Tabellen geben die dafür 
maßgeblichen Sachbezugswerte 
für 2017 wieder. Diese müssen 
sowohl im Steuerrecht für die 
Lohnsteuer also auch sozial-
versicherungsrechtlich bei der 
Ermittlung der Sozialversiche-
rungsbeiträge beachtet werden.

Sachbezugswerte für freie Ver-
pflegung 2017

P e r s o n a l -
kreis Fr

üh
-

st
üc

k
M

itt
ag

- 
es

se
n

A
be

nd
es

-
se

n

Su
m

m
e

Euro Euro Euro Euro
volljährige 
Arbeit-
nehmer

mtl. 51,00 95,00 95,00 241,00

ktgl. 1,70 3,17 3,17 8,03

Jugendli-
che und 
Auszubil-
dende

mtl. 51,00 95,00 95,00 241,00

ktgl. 1,70 3,17 3,17 8,03

Familien-
angehöri-
ge

mtl. 51,00 95,00 95,00 241,00

ktgl. 1,70 3,17 3,17 8,03

Familien-
angehöri-
ge unter 
18

mtl. 40,80 76,00 76,00 192,80

ktgl. 1,36 2,53 2,53 6,43

Familien-
angehöri-
ge unter 
14

mtl. 20,40 38,00 38,00 96,40

ktgl. 0,68 1,27 1,27 3,21

Familien-
angehöri-
ge unter 7

mtl. 15,30 28,50 28,50 72,30

ktgl. 0,51 0,95 0,95 2,41
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bei betrieblich veranlassten Dar-
lehen, die Fremdüblichkeit ein-
zelner Klauseln zwar großzügig 
beurteilen und die tatsächliche 
Durchführung einer Zinsver-
einbarung als entscheidend an-
sehen; im Streitfall fehle es aber 
gerade an einer Zinsvereinba-
rung. Das Gericht habe Zweifel, 
ob die Anlassrechtsprechung des 
BFH, die zum Betriebsausga-
ben- bzw. Werbungskostenab-
zug bei Darlehen zwischen na-
hen Angehörigen ergangen sei, 
uneingeschränkt auf die Fälle 
(der Abzinsung) unverzinslicher 
Darlehen übertragbar sei.

Aber auch nach den Grundsät-
zen der BFH-Rechtsprechung 
sei das Darlehen nicht fremdüb-
lich, da es schon an einer schrift-
lichen Vereinbarung fehle, an-
hand derer die Fremdüblichkeit 
und die tatsächliche Durch-
führung einzelner Klauseln 
überprüfbar wären. Zudem sei 
aufgrund der wirtschaftlichen 
Situation des Hotels nicht mit 
einer Rückzahlung der Darle-
hen zu rechen gewesen und es 
bestanden auch keine Sicherhei-
ten. Vielmehr sei es der Ehefrau 
und der Mutter nicht um die 
Schaffung einer einklagbaren 
Darlehensverpflichtung gegan-
gen, sondern um den Erhalt der 
eigenen Existenzgrundlage und 
des Hotels als „Lebenswerk der 
Familie“. Dies seien privat ver-
anlasste Motive.

Hinweis:
Die Entscheidung des Finanz-
gerichtes Münster ist zu begrü-
ßen. Das Finanzgericht Mün-
chen hatte in 2014 in einem 
vergleichbaren Fall einer unver-

ben hatte. Weiter beschäftigte 
er seine Ehefrau im Hotelbe-
trieb. Während einer Betriebs-
prüfung stellte der Prüfer fest, 
dass die an die Mutter gezahlte 
dauernde Last sowie der an die 
Ehefrau gezahlte Lohn teilwei-
se wieder an den Hotelbetrieb 
zurückgeflossen waren und die-
ser Rückfluss in der Bilanz des 
Einzelunternehmens als Ver-
bindlichkeit erfasst wurde. Eine 
schriftliche Vereinbarung hier-
zu gab es nicht. Das Finanzamt 
kam daher zu der Auffassung, 
dass es sich hierbei um zinslose 
langfristige Darlehen handelte, 
die die Mutter und die Ehefrau 
des Steuerpflichtigen diesem ge-
währt hätten. Aufgrund der Un-
verzinslichkeit zinste es die Dar-
lehen ab und erließ einen für das 
Streitjahr geänderten Steuerbe-
scheid, in dem es den Gewinn 
entsprechend erhöhte.

Vor dem Finanzgericht wandte 
der Steuerpflichtige ein, dass die 
Laufzeit der Darlehen wegen der 
sofortigen Kündbarkeit weniger 
als 12 Monate betrage. Ferner 
seien die Darlehen auch nicht 
unverzinslich, da er der Ehefrau 
sowie seiner Mutter Kost und 
Logis gewährt habe. Darüber 
hinaus bestünden Zweifel daran, 
ob die Darlehen einem Fremd-
vergleich standhielten und über-
haupt zu bilanzieren seien.

Das Finanzgericht Münster gab 
der Klage statt. Es folgte der Ar-
gumentation des Steuerpflichti-
gen, dass die Darlehensverein-
barung nicht fremdüblich sei. 
Die Zahlungen seien daher als 
Einlage zu behandeln und nicht 
als Darlehensverbindlichkeiten 
zu bilanzieren. Der BFH würde 

zelunterbringung eines Er-
wachsenen beträgt damit 464 €  
(2016: 459 €).
Die neuen Sachbezugswerte 
sind für Lohnabrechnungen ab 
Januar 2017 zu berücksichtigen.

Quelle: Neunte Verordnung zur Änderung 
der Sozialversicherungsentgeltverordnung 
vom 20. September 2016, BR-Drs. 536/16 
www.bundesrat.de

 
Abzinsung nicht fremdübli-
cher Darlehen

Unverzinsliche Darlehen mit 
einer Restlaufzeit von mehr als 
zwölf Monaten sind entspre-
chend einer Regelung im Ein-
kommensteuergesetz mit einem 
Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen. 
In der Steuerbilanz sind die 
Darlehen dann nicht mit ihrem 
tatsächlichen Rückzahlungs-
betrag, sondern nur mit ihrem 
abgezinsten Wert anzusetzen. 
Im Jahr der Darlehensaufnahme 
muss der Steuerpflichtige einen 
entsprechenden Ertrag versteu-
ern, der sich aus der Differenz 
des zu bilanzierenden abgezins-
ten Wertes und dem Auszah-
lungsbetrages des Darlehns er-
gibt.

Diese Regelung war Streitgrund 
zwischen einem Steuerpflich-
tigen und dem Finanzamt vor 
dem Finanzgericht Münster. 
Der Steuerpflichtige betrieb ei-
nen Hotelbetrieb, den er von 
seiner Mutter im Wege der vor-
weggenommenen Erbfolge ge-
gen die Gewährung von Kost 
und Logis sowie der Zahlung 
einer dauernden Last erwor-
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diese Anforderungen aufgrund 
eines BMF-Schreibens bereits 
seit 2010, nur die Übergangs-
fristen sind Ende 2016 ausge-
laufen. Jetzt kommen weitere 
Verschärfungen durch das soge-
nannte „Gesetz zum Schutz vor 
Manipulationen digitaler Auf-
zeichnungen“, das Ende 2016 
verabschiedet wurde, dazu. Aber 
der Reihe nach. Wird eine elek-
tronische Kasse geführt, müssen 
heute alle Einzeldaten, die durch 
die Nutzung der Kasse entste-
hen, während der Aufbewah-
rungsfrist von 10 Jahren

�� jederzeit verfügbar,

�� unverzüglich lesbar und

�� maschinell auswertbar aufbe-
wahrt werden.

Zudem müssen alle Organisa-
tionsunterlagen (z.B. Handbü-
cher, Bedienungs- und Program-
mieranleitung etc.) vorgehalten 
werden. Die Finanzverwaltung 
verlangt, dass originär digitale 
Daten (wie die Kasseneinzelda-
ten) auf einem maschinell ver-
wertbaren Datenträger (z. B. CD, 
DVD, USB-Stick) zur Verfü-
gung gestellt werden. Die digi-
talen Daten müssen unveränder-
bar gespeichert werden.

Ältere Kassensysteme (z.B. elek-
tronische Registrierkassen mit 
Papierjournal oder elektroni-
schem Journal ohne Möglich-
keit zur Einzeldatenspeicherung) 
können diese genannten Vor-
gaben nicht erfüllen und dür-
fen damit nicht mehr eingesetzt 
werden. Organisationsunterlagen 
und Daten der „Alt-Kassen“ sind 
allerdings weiterhin für steuerli-
che Zwecke während der Dauer 

Das Finanzgericht hatte das Ab-
zugsverbot bejaht, weil die Ver-
anstaltungen „Eventcharakter“ 
gehabt hätten, ein geschlosse-
ner Teilnehmerkreis vorgelegen 
habe und die Gäste sich durch 
die Einladung in ihrer wirt-
schaftlichen und gesellschaftli-
chen Stellung bestätigt fühlen 
durften. Einspruch und Klage 
hiergegen blieben ohne Erfolg.

Dies hielt der BFH nicht für 
ausreichend und vertrat die 
Auffassung, dass sich aus der 
Veranstaltung und ihrer Durch-
führung ergeben müsse, dass 
Aufwendungen für eine über-
flüssige und unangemessene Un-
terhaltung und Repräsentation 
getragen worden seien. Die blo-
ße Annahme eines Eventcha-
rakters reiche hierfür nicht aus. 
Das Finanzgericht muss nun im 
zweiten Rechtsgang prüfen, ob 
die Art und Durchführung der 
„Herrenabende“ den Schluss 
zulassen, dass diese sich von „ge-
wöhnlichen Gartenfesten“ abhe-
ben und mit der Einladung zu 
einer Segelregatta oder Jagdge-
sellschaft vergleichbar sind. Die 
hohe Anzahl der Gäste führe 
hier alleine nicht zu einer Ver-
gleichbarkeit. Nicht relevant sei 
dabei der geschlossene Teilneh-
merkreis.

Quelle: BFH-Urteil vom 13. Juli 
2016, VIII R 26/14, NWB Dok-ID: 
PAAAF-87355

 
Weitere Verschärfung bei der 
Kassenführung verabschiedet

Die neuen Anforderungen an die 
Kassenführung sind im Moment 
in aller Munde. Dabei gelten 

zinslichen Darlehensgewährung 
ohne Besicherung zwischen 
Ehegatten noch anders entschie-
den. Nachdem die Münchner 
Richter keine Revision zuließen, 
ist nunmehr ein Aktenzeichen 
beim BFH anhängig und Steu-
erpflichtige bekommen in ver-
gleichbaren Fällen Verfahrens-
ruhe. Steuerpflichtige sollten 
dem Finanzamt jedoch gar nicht 
erst die Möglichkeit einer Ab-
zinsung eröffnen und bei einer 
Darlehensgewährung grund-
sätzlich eine, wenn auch nur ge-
ringe, Verzinsung vereinbaren.

Quelle: FG Münster, Urteil vom 7. No-
vember 2016, 7 K 3044/14 E, Revision 
eingelegt (Az. des BFH: X R 40/16), EFG 
2016 S. 2056

Bewirtungskosten für „Her-
renabende“

Betriebsausgaben für die Be-
wirtung und Unterhaltung von 
Geschäftsfreunden im Rahmen 
eines Gartenfests fallen nicht 
zwingend unter das Betriebsaus-
gabenabzugsverbot von Reprä-
sentationsaufwendungen - das 
hat der BFH mit einem kürzlich 
veröffentlichten Urteil entschie-
den.

Im Streitfall hatte eine Rechtsan-
waltskanzlei in mehreren Jahren 
sog. „Herrenabende“ im Garten 
des Wohngrundstücks des na-
mensgebenden Partners veran-
staltet, bei denen jeweils bis zu 
358 männliche Gäste unterhalten 
und bewirtet wurden. Die Ge-
samtkosten betrugen jeweils zwi-
schen 20.500 € und 22.800 €, die 
die Kanzlei als Betriebsausgaben 
geltend machte.
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einzeln, vollständig, richtig, 
zeitgerecht, geordnet und 
unveränderbar aufzuzeich-
nen. Betroffen von der Ein-
zelaufzeichnungspflicht sind 
alle Steuerpflichtigen, die ein 
elektronisches Aufzeichnungs-
system verwenden. Bei soge-
nannten offenen Ladenkassen 
entfällt die Pflicht zur Einzel-
aufzeichnung aus Zumutbar-
keitsgründen bei Barverkäufen 
von Waren (nicht Dienstleis-
tungen) an eine Vielzahl von 
nicht bekannten Personen.

�� Die Kassenaufzeichnungen 
sind ab 2020 durch eine zer-
tifizierte technische Sicher-
heitseinrichtung zu schützen. 
Diese verlangt ein Sicher-
heitsmodul, ein Speicherme-
dium und eine einheitliche 
digitale Schnittstelle.

Hinweis:
Registrierkassen, die nach dem 
25. November 2010 und vor dem 
1. Januar 2020 angeschafft wor-
den sind und die zwar die heu-
tigen Anforderungen erfüllen, 
jedoch bauartbedingt nicht für 
die zukünftigen Anforderungen 
aufrüstbar sind, dürfen bis zum 
31. Dezember 2022 weiter ver-
wendet werden.

�� Bei elektronischen Kassenauf-
zeichnungen gibt es zukünftig 
(ab 2020) eine Belegausga-
bepflicht. Eine Befreiung auf 
Antrag ist möglich, wenn der 
Warenverkauf an eine Viel-

hatte der BFH dagegen das Feh-
len täglicher Protokolle über das 
Auszählen einer offenen La-
denkasse noch als Mangel der 
Kassenführung dargestellt. Al-
lerdings erhöhen Zählprotokolle 
auch heute schon die Beweis-
kraft für eine ordnungsgemäße 
Kassen- und Buchführung. For-
melle Mängel gehen ansonsten 
immer zu Lasten des Steuer-
pflichtigen.

Nicht genug, dass die Wirt-
schaft durch die Umstellung mit 
erheblichen Kosten belastet ist, 
z.T. gibt es sogar Lieferengpässe 
bei den Kassenlieferanten. Den-
noch hat der Gesetzgeber Ende 
letzten Jahres mit dem „Gesetz 
zum Schutz vor Manipulationen 
an digitalen Grundaufzeichnun-
gen“ die Anforderungen an eine 
ordnungsgemäße Kassenfüh-
rung weiter verschärft. Das Ge-
setz wurde bereits verabschiedet 
und veröffentlicht. Einwände 
hiergegen seitens der Wirtschaft 
und Landwirtschaft wurden 
ebenfalls, u.a. mit Hinweis auf 
die in den Nachbarländern gel-
tenden Regelungen, vom Tisch 
gefegt. Mit folgenden (zukünf-
tigen) Verschärfungen müssen 
sich Steuerpflichtige bereits 
jetzt vertraut machen und dies 
beim Kauf neuer elektronischer 
Kassen- oder Waagesysteme be-
rücksichtigen:

�� Kasseneinnahmen und -ausga-
ben sind seit dem 29.12.2016 
zwingend täglich aufzu-
zeichnen. Die elektronischen 
Grundaufzeichnungen sind 

der Aufbewahrungsfrist vorzu-
halten. Möglich bleibt aber wei-
terhin das Führen einer offenen 
Ladenkasse.

Hinweis:
Die Unternehmerverbände ha-
ben sich für eine Verlängerung 
der o.g. Übergangsfrist einge-
setzt, denn die Umstellung auf 
Kassensysteme, die diese neuen 
Erfordernisse erfüllen, ist mit 
erheblichen Kosten verbunden. 
Die Verwaltung verweist aber 
darauf, dass sie ja bereits eine 
6-jährige Übergangsfrist einge-
räumt habe. Der Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit rechtfertige 
nicht, dass Grundprinzipien der 
Ordnungsmäßigkeit verletzt und 
die Zwecke der Buchführung er-
heblich gefährdet würden.

Positiv ist jedoch, dass der Bun-
desfinanzhof mit einem neuen 
Urteil vom 16. Dezember 2016 
bezüglich der Frage, ob ein Zähl-
protokoll täglich anzufertigen ist 
oder nicht, für Klarheit gesorgt 
hat. Er stellt fest, dass die Ord-
nungsmäßigkeit der Kassen-
buchführung bei Bareinnahmen, 
die mittels einer offenen Laden-
kasse erfasst werden, einen tägli-
chen Kassenbericht, der auf der 
Grundlage eines tatsächlichen 
Auszählens der Bareinnahmen 
erstellt worden ist, nicht erfor-
dert. Ein „Zählprotokoll“, in 
dem die genaue Stückzahl der 
vorhandenen Geldscheine und 
-münzen aufgelistet wird, sei 
nicht zu verlangen. Im Jahr 2015 
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an der erforderlichen Zusam-
menballung von Einkünften, da 
die Zahlungen nicht in einem 
Jahr zugeflossen seien. Zwar sei 
der Zufluss in einem Veranla-
gungszeitraum kein gesetzliches 
Tatbestandsmerkmal der tarif-
begünstigten außerordentlichen 
Einkünfte. Der unbestimmte 
Rechtsbegriff „außerordentliche 
Einkünfte“ sei jedoch im Wege 
der Auslegung zu konkretisieren. 
Danach seien außerordentliche 
Einkünfte solche, deren Zufluss 
in einem Veranlagungszeitraum 
zu einer für den Steuerpflich-
tigen einmaligen und außerge-
wöhnlichen Progressionsbelas-
tung führe.

Hinweis:
Der BFH wies darauf hin, dass 
ein Zufluss in zwei Veranla-
gungszeiträumen ausnahmswei-
se dann unschädlich ist, wenn 
der Steuerpflichtige in einem 
Veranlagungszeitraum nur eine 
geringfügige Teilleistung er-
hält und die ganz überwiegen-
de Leistung in einem Betrag in 
einem anderen Veranlagungs-
zeitraum ausgezahlt wird. Ein 
solcher Ausnahmefall sei im 
vorliegenden Fall jedoch nicht 
gegeben, da die Nachzahlung in 
nahezu gleich großen Beträgen 
erfolgt sei.

 
Quelle: BFH-Urteil vom 2. August 
2016, VIII R 37/14, NWB Dok-ID: 
ZAAAF-87356

terhin die Möglichkeit, eine of-
fene Ladenkasse zu führen.

Quelle: BFH-Urteil vom 16. Dezember 
2016, X B 41/16, www.bundesfinanzhof.
de, BFH-Urteil vom 25. März 2015 X R 
20/13, BStBl. II 2015, 743, Infoblatt zum 
ordnungsgemäßen Einsatz von elektro-
nischen Kassen für Unternehmer, Stand 
Januar 2017, Bayerische Landesamt für 
Steuern, www.BayLfSt.de

Keine Tarifbegünstigung von 
Teilzahlungen

Eine GbR betrieb eine psy-
chotherapeutische Praxis und 
erzielt Einkünfte aus freiberuf-
licher Tätigkeit, die sie durch 
Einnahmenüberschussrechnung 
ermittelte. Die Kassenärztliche 
Vereinigung zahlte der GbR zu-
sätzliche Honorare für die Tätig-
keit ihrer Gesellschafter aus den 
Jahren 2000 bis 2004 in vier etwa 
gleich hohen Raten nach. Dabei 
flossen zwei Raten im Jahr 2005 
und zwei Raten im Jahr 2006 zu.

Das Finanzamt versagte der 
GbR die für die Nachzahlung 
beantragte ermäßigte Besteu-
erung. Nach erfolglosem Ein-
spruch wies auch das Finanzge-
richt die Klage ab.

Ebenso der BFH. Er sah in den 
Nachzahlungen zwar eine „Ver-
gütung für mehrjährige Tätig-
keiten“, die jedoch keine tarif-
begünstigten außerordentlichen 
Einkünfte darstellten. Es fehle 

zahl von nicht bekannten 
Personen gegen Barzahlung 
erfolgt. Der Kunde muss den 
Beleg nicht mitnehmen.

�� Steuerpflichtige unterliegen 
ab 2020 einer Meldepflicht 
gegenüber dem Finanzamt, 
dass sie ein elektronisches 
Aufzeichnungssystem ein-
setzen (u.a. Name, Anschrift, 
Datum der Anschaffung, 
der Inbetriebnahme, der 
Außerbetriebnahme, Seri-
ennummer etc.). Die Mel-
depflicht gilt auch für vor 
2020 angeschaffte elektroni-
sche Aufzeichnungssysteme. 

�� Ab 2018 kann das Finanzamt 
eine Kassennachschau durch-
führen, d.h. ohne vorherige 
Ankündigung und außerhalb 
einer Betriebsprüfung Ein-
blick in die Kasse des Steu-
erpflichtigen nehmen und die 
Daten auslesen.

Hinweis:
„Schwarze Schafe“ führen immer 
wieder dazu, dass es Verschär-
fungen im Steuerrecht zu Lasten 
auch der ehrlichen Steuerbürger 
gibt. So wurden vor rund zwei 
Jahren sowohl der Hersteller ei-
ner Software zur Manipulation 
elektronischer Kassensysteme 
wegen Beihilfe zur Steuerhin-
terziehung und ein Steuerpflich-
tiger wegen Steuerhinterziehung 
durch Verwendung der entspre-
chenden Software verurteilt. Der 
Gesetzgeber reagiert öffentlich-
keitswirksam auf solche Fälle.
Eine Pflicht zur elektroni-
schen Kassenführung ist jedoch 
(noch!) nicht Gesetz geworden, 
d.h. grundsätzlich besteht wei-
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Erste Tätigkeitsstätte, Sam-
melpunkt, Einsatzwechseltä-
tigkeit

Seit 2004 können Arbeitnehmer 
die Kosten für das regelmäßi-
ge Aufsuchen ihrer Arbeitsstätte 
mit 30 Cent pro Kilometer der 
einfachen Strecke als Werbungs-
kosten in ihrer Einkommen-
steuererklärung ansetzen (sog. 
Entfernungspauschale). Arbeit-
nehmer, die nicht regelmäßig 
eine Tätigkeitsstätte aufsuchen, 
können unter bestimmten Um-
ständen 30 Cent für die tatsäch-
lich zurückgelegten Kilometer 
zur Tätigkeitsstätte ansetzen. In 
diesem Fall werden die Wege-
kosten nach Reisekostengrund-
sätzen - also für die Hin- und 
Rückfahrt und nicht durch die     
Entfernungspauschale in der 
Einkommensteuererklärung als 
Werbungskosten geltend ge-
macht. Das ist der Fall bei einer 
sog. Einsatzwechseltätigkeit. 

Ein typisches Beispiel ist ein 
angestellter Handwerker, der 
seine wechselnden Baustellen 
regelmäßig von seinem Wohn-
sitz aus anfährt. Der Ansatz von 
Wegekosten als Reisekosten ist 
für Arbeitnehmer attraktiver, da 
sich die abziehbaren Werbungs-
kosten im Vergleich zur Ent-
fernungspauschale verdoppeln. 
Kann ein Arbeitnehmer glaub-
haft nachweisen, dass er durch 
seinen Arbeitgeber keiner ersten 
Tätigkeitsstätte zugeordnet wur-
de und keine Tätigkeitsstätte re-
gelmäßig aufsucht, liegt eine sog. 
Einsatzwechseltätigkeit vor. 

Die Fahrtkosten sind dann ab 
Wohnsitz des Arbeitnehmers 
Reisekosten. Beginnt der Ar-

beitnehmer seine Arbeitsein-
sätze jedoch dauerhaft, typi-
scherweise arbeitstäglich von 
einem durch den Arbeitgeber 
festgelegten Ort, gilt dieser als 
sog. Sammelpunkt. Für Fahrten 
zwischen Wohnung und Sam-
melpunkt kann dann ebenfalls 
nur die Entfernungspauschale 
angesetzt werden.

In einem Klageverfahren konn-
te kürzlich ein steuerpflichtiger 
Arbeitnehmer glaubhaft ma-
chen, dass er eine Einsatzwech-
seltätigkeit ausübe. Er übte im 
Streitjahr 2014 seine Tätigkeit 
an verschiedenen Orten aus. 
Einmal wöchentlich fuhr er zu 
einer betrieblichen Einrichtung 
seines Arbeitgebers, um Stun-
denzettel oder auch Urlaubsan-
träge abzugeben. Diese Einrich-
tung war arbeitsvertraglich nicht 
die erste Tätigkeitsstätte des 
Steuerpflichtigen. Er wurde von 
seinem Arbeitgeber keiner ers-
ten Tätigkeitsstätte zugeordnet. 
Das bescheinigte dieser schrift-
lich.

Das Finanzgericht gab dem 
Steuerpflichtigen Recht. Er 
könne seine Fahrtkosten zu ei-
ner wöchentlich aufgesuchten 
betrieblichen Einrichtung nach 
Reisekostengrundsätzen anset-
zen. Im zweiten Schritt waren 
laut Gericht für das Vorliegen 
einer ersten Tätigkeitsstätte 
quantitative Zuordnungskrite-
rien zu prüfen.  Das Aufsuchen 
der Einrichtung für zwei volle 
Arbeitstage je Arbeitswoche oder 
das Tätigwerden an diesem Ort 
für mindestens ein Drittel der 
vereinbarten regelmäßigen Ar-
beitszeit führe zu der Annahme, 
dass eine erste Tätigkeitsstätte 

vorliege. Dies liege im Streitfall 
aber nicht vor. Auch liege kein 
Sammelpunkt vor, da der Steu-
erpflichtige seine Einsatzorte re-
gelmäßig von seinem Wohnort 
aus angefahren habe.

Für die wöchentliche Fahrt zur 
betrieblichen Einrichtung konn-
te der Steuerpflichtige daher die 
tatsächlich gefahrenen Kilome-
ter zu je 30 Cent als Werbungs-
kosten ansetzen - entgegen der 
Auffassung des Finanzamtes.

Erneuerung einer Einbauküche

Ein Vermieter, der die Einbau-
küchen in 3 Mietobjekten voll-
ständig erneuerte, machte die 
Aufwendungen hierfür als sofort 
abzugsfähige Werbungskosten 
geltend. Das Finanzamt dagegen 
setzte nur die Kosten für Spüle 
und Herd als sofort abziehba-
ren Erhaltungsaufwand an, da 
es sich insoweit um erneuerte 
unselbstständige Gebäudebe-
standteile gehandelt habe. Die 
Elektrogeräte wurden teilweise 
als geringwertige Wirtschafts-
güter (bei Anschaffungskosten 
unter der 410€-Grenze) berück-
sichtigt. Im Übrigen verteilte 
das Finanzamt die Kosten auf 
eine Nutzungsdauer von 5 Jah-
ren. Die Einbaumöbel sah es 
als Gesamtheit an und verteilte 
die Aufwendungen zeitanteilig 
auf eine Nutzungsdauer von 10 
Jahren. Das Finanzgericht folgte 
dem und wies die Klage ab.

Der BFH hat nun entschieden, 
dass eine Einbauküche mit ih-
ren einzelnen Elementen (Spü-
le, Herd, Möbel, Elektrogeräte) 
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ein einheitliches Wirtschaftsgut 
ist und die Aufwendungen für 
die Erneuerung nicht sofort als 
Werbungskosten abziehbar sind, 
sondern auf 10 Jahre abgeschrie-
ben werden müssen. Er begrün-
dete diese Änderung der Recht-
sprechung mit der gewandelten 
Verkehrsauffassung hinsichtlich 
der Ausstattung von Wohnun-
gen mit Einbauküchen. Bei einer 
modernen Einbauküche würde 
es sich bei den Einbaumöbeln 
nicht mehr um frei stehende, 
in ihrem Standort veränderbare 
Einzelteile handeln, sondern um 
modulare Unterbauschränke, die 
regelmäßig untereinander und 
zugleich mit einer durchgehen-
den Arbeitsplatte fest verbunden 
seien und diese Verbindung re-
gelmäßig auch auf Dauer ange-
legt sei. Die einzelnen Einbau-
möbel seien nicht für sich allein 
nutzbar, sondern würden nach 
außen als einheitliches Ganzes 
in Erscheinung treten. Mithin 
würden die Einbaumöbel der 
Einbauküche ihren bestim-
mungsgemäßen Zweck gerade 
und ausschließlich durch ihre 
dauerhafte Verbundenheit erfül-
len.

Hinweis:
Der BFH trägt mit dieser ge-
änderten Rechtsauffassung dem 
verstärkten Wandel hinsichtlich 
der Ausstattung von Küchen in 
Wohngebäuden mit Einbaumö-
beln und -geräten in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten Rech-
nung. In der Folge sind die Auf-
wendungen für die Erneuerung 
insgesamt als Anschaffungskos-
ten eines neuen Wirtschaftsgu-

tes „Einbauküche“ über einen 
längeren Zeitraum zu verteilen. 
Dies ist für Vermieter eher nach-
teilig.

Sonderausgabenabzug bei 
Bonuszahlungen der Kran-
kenkasse

Bonuszahlungen der gesetz-
lichen Krankenkassen an ihre 
Versicherten, die im Zusam-
menhang stehen mit Aufwen-
dungen für zusätzliche Ge-
sundheitsmaßnahmen, die der 
Steuerpflichtige privat zu zahlen 
hat und die nicht im Versiche-
rungsumfang enthalten sind, 
mindern nicht den Sonderaus-
gabenabzug - das hatte der BFH 
mit Urteil vom 1. Juni 2016 ent-
schieden (siehe auch Steuerbrief 
November 2016).

Zur Anwendung dieses Urteils 
hat das BMF nun Stellung ge-
nommen und sein bisheriges  
Schreiben vom 19. August 2013 
wie folgt ergänzt:

��Werden von der gesetzli-
chen Krankenversicherung 
im Rahmen eines Bonus-
programms zur Förderung 
gesundheitsbewussten Ver-
haltens Kosten für Gesund-
heitsmaßnahmen erstattet, 
die nicht im regulären Ver-
sicherungsumfang enthalten 
und damit von den Versicher-
ten vorab privat finanziert 
worden sind, handelt es sich 
bei dieser Kostenerstattung 
um eine Leistung der Kran-
kenkasse und nicht um eine 
Beitragsrückerstattung. Die 
als Sonderausgaben abzieh-

baren Krankenversicherungs-
beiträge sind daher nicht um 
den Betrag der Kostenerstat-
tung zu mindern!

�� Eine solche Leistung der 
Krankenkasse liegt nur in den 
Fällen vor, bei denen nach 
den konkreten Bonusmo-
dellbestimmungen durch den 
Versicherten vorab Kosten 
für zusätzliche Gesundheits-
maßnahmen aufgewendet 
werden müssen, die anschlie-
ßend aufgrund eines Kosten-
nachweises erstattet werden. 
Nicht davon umfasst sind 
dagegen Programme, die le-
diglich die Durchführung be-
stimmter Gesundheitsmaß-
nahmen oder ein bestimmtes 
Handeln der Versicherten als 
Voraussetzung für eine Bo-
nusleistung vorsehen, selbst 
wenn diese Maßnahmen mit 
Aufwand beim Versicherten 
verbunden sind.

�� Die vom BFH vertretenen 
Grundsätze zur steuerlichen 
Behandlung von Bonus-
leistungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung finden 
auf alle noch offenen Fälle 
Anwendung, soweit bei ih-
nen eine Form der Kostener-
stattung für vom Versicher-
ten selbst getragenen Kosten 
für Gesundheitsmaßnahmen 
vorliegt. Leistungen aufgrund 
anderer Bonusprogramme 
sind hingegen entsprechend 
der bisherigen Verwaltungs-
auffassung weiterhin als 
Beitragsrückerstattungen zu 
qualifizieren.

�� Zum Umgang mit den zu 
dieser Frage vorläufig ergan-
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genen Einkommensteuerbe-
scheiden wird ein gesonder-
tes BMF-Schreiben ergehen.

Hinweis:
Bei Bonuszahlungen ohne kon-
kreten Aufwand des Steuer-
pflichtigen soll laut Verwaltung 
weiterhin eine Erstattung von 
Beiträgen gegeben sein, die 
vom Sonderausgabenabzug zu 
kürzen ist. Bonuszahlungen für 
Programme, die lediglich die 
Durchführung bestimmter Ge-
sundheitsmaßnahmen oder ein 
bestimmtes Handeln der Ver-
sicherten als Voraussetzung für 
eine Bonusleistung vorsehen, 
selbst wenn diese Maßnahmen 
mit Aufwand beim Versicher-
ten verbunden sind, sollen daher 
weiter vom Sonderausgabenab-
zug gekürzt werden. Diese Auf-
fassung der Verwaltung teilen 
wir nicht. Der BFH hatte im 
Wesentlichen darauf abgestellt, 
dass die Bonuszahlungen keine 
Erstattungen von Beiträgen dar-
stellen, die der Basisabsicherung 
des Steuerpflichtigen dienen. 
Den Basisschutz erhalten jedoch 
alle Versicherten, egal, ob diese 
bestimmte Gesundheitsmaß-
nahmen durchführen oder nicht. 
Daher sollte die Anwendung 
des Urteils unseres Erachtens 
nicht davon abhängen, ob der 
Steuerpflichtige Aufwendungen 
zur Erlangung der Bonuszah-
lung tätigen musste oder diese 
ohne eigene Aufwendungen, 
z.B. durch den Nachweis einer 
gesunden Lebensweise, erlangt 
hat. Der BFH hat diese Frage in 

dass seine Aufwendungen für 
die Ausgleichszahlung ausgelöst 
worden seien, um eine Übertra-
gung seiner Rentenanteile aus 
dem Versorgungswerk auf das 
Rentenkonto seiner Ex-Frau zu 
verhindern.

Das Finanzgericht beurteilte die 
Ausgleichszahlung zwar nicht 
als Werbungskosten, jedoch – 
wie ursprünglich vom Apotheker 
beantragt – als Sonderausgabe. 
Beiträge und andere Zahlungen 
eines Versicherten, die wirt-
schaftlich auf den Erwerb oder 
die Erhaltung eines Renten-
rechts gerichtet seien, stellten 
nach der BFH-Rechtsprechung 
Anschaffungskosten für eine 
Versorgungsanwartschaft dar. 
Sie führten nicht zu Werbungs-
kosten. Bei der Ausgleichszah-
lung handele es sich um einen 
Erwerbsvorgang, der sich auf der 
privaten Vermögensebene und 
nicht auf der Einkunftsebene 
abspiele.

Voraussetzung für den Sonder-
ausgabenabzug sei, dass die zu 
Grunde liegenden Einnahmen 
bei der ausgleichsverpflichteten 
Person der Besteuerung unter-
liegen und die ausgleichsberech-
tigte Person der unbeschränk-
ten Einkommensteuerpflicht 
unterliege. Dies sei vorliegend 
der Fall gewesen, so dass nach 
Auffassung des Finanzgerichtes 
die Ausgleichszahlung als Son-
derausgabe abgezogen werden 
könne.

Quelle: Schleswig-Holsteinisches FG, Urteil 
vom 18. Juli 2016, 3 K 49/14, Revision 
eingelegt (Az. des BFH: X R 24/16), NWB 
Dok-ID: VAAAF-81553

seinem Urteil offen gelassen, so 
dass man in diesem Punkt wei-
terhin mit der Finanzverwaltung 
streiten muss.

Quelle: BMF-Schreiben vom 6. Dezember 
2016, IV C 3 - S 2221/12/10008: 008, 
NWB Dok-ID: NAAAF-88400

 
Versorgungsausgleichzahlun-
gen an Ex-Ehegatten

Die Ehe eines steuerpflichtigen 
Apothekers wurde geschieden. 
Die Eheleute schlossen die Ver-
handlungen zum Versorgungs-
ausgleich durch einen Vergleich 
vor dem Oberlandesgericht ab, 
wonach der Mann eine Aus-
gleichszahlung i.H.v. 14.000 
€ an seine Ex-Frau zu leisten 
hatte. Im Gegenzug schlossen 
beide den Versorgungsausgleich 
hinsichtlich der Anwartschaften 
aus dem berufsständischen Ver-
sorgungswerk aus. Mit der Steu-
ererklärung für das Jahr 2011 
beantragte der Steuerpflichtige 
die Berücksichtigung der geleis-
teten Ausgleichszahlung an sei-
ne geschiedene Ehefrau zwecks 
Vermeidung eines Versorgungs-
ausgleichs als außergewöhnliche 
Belastung.

Das Finanzamt versagte die 
Anerkennung, da es am Merk-
mal der Zwangsläufigkeit fehle. 
Im Einspruchsverfahren be-
gehrte der Apotheker nunmehr 
die Anerkennung als vorweg-
genommene Werbungskosten 
bei seinen sonstigen (Alters-) 
Einkünften. Er argumentierte, 
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Freibeträge und Minijob: 
Folgen bei der Rentenversi-
cherung beachten

Die Übungsleiterpauschale (§ 
3 Nr. 26 EStG) ist ebenso wie 
die Ehrenamtspauschale (§ 3  
Nr. 26a EStG) ein Jahresfrei-
betrag. Werden sie mit einem 
Minijob (geringfügige Beschäf-
tigung) kombiniert, kann die 
Anrechnung in monatlichen 
Raten oder in einem Block er-
folgen.

Beim zweiten Verfahren bleiben 
die monatlichen Vergütungen im 
ersten Teil des Jahres abgaben-
frei, bis die Freibeträge ausge-
schöpft sind. Das bleibt hinsicht-
lich der gezahlten Lohnsteuer 
und Sozialversicherungsbeiträge 
gleich – so das Landessozial-
gericht Nordrhein-Westfalen 
(LSG NRW, 28.06.2016, L 18 
KN 95/15). Für die Anrechnung 
des Minijobs auf die Rente hat 
es aber Folgen. Greift für eine 
abhängige Beschäftigung der 

Ehrenamts- oder Übungsleiter-
freibetrag, weil die Tätigkeit ne-
benberuflich ist (nicht mehr als 
14 Stunden im Wochenschnitt) 
und ist die Vergütung höher als 
der Freibetrag, kann der nicht 
befreite Anteil des Gehalts 
grundsätzlich als geringfügige 
Beschäftigung (§ 8 Abs 1 Nr. 1 
SGB IV) behandelt werden. Der 
nicht befreite Anteil wird mit  
30 % pauschaliert (13 % KV, 
15 % RV und 2 % Lohnsteu-
er), wenn die Entlohnung nicht 
mehr als 450 € im Monat be-
trägt.  Der Freibetrag kann dabei 
monatlich oder jahresbezogen 
angesetzt werden. Dass dieses 
Anrechnungsverfahren in bei-
den Varianten zulässig ist, hat 
das LSG NRW in seinem Urteil 
bestätigt.

Übungsleiter- und Ehrenamts-
freibetrag gelten aber sozialver-
sicherungsrechtlich nicht als Ar-
beitsentgelt (§ 14 Abs 1 Satz 3 
SGB IV). Werden also die Frei-
beträge in einem Block genutzt, 

gilt der Beschäftigungszeitraum 
insoweit als beitragsfreie Zeit. 
Das hat das LSG NRW bestä-
tigt. Für die Nettovergütung hat 
das keine Folgen, wohl aber für 
den späteren Rentenbezug. Ein 
Minijob hat – auch wenn der 
Mitarbeiter nicht auf den Ren-
tenbeitrag aufzahlt – Auswir-
kung auf die Rentenhöhe. Das 
gilt sowohl für die anrechenba-
ren Beitragszeiten als auch für 
den Rentenzuwachs. Bezogen 
auf die Altersversorgung ist also 
in jedem Fall die monatliche 
Verrechnung der Freibeträge 
vorzuziehen. So entstehen für 
die Rentenversicherung kei-
ne beitragsfreien Zeiten. Das 
Landessozialgericht Nordrhein-
Westfalen bezweifelt im Übri-
gen, dass es arbeitsrechtlich zu-
lässig ist, wenn der Arbeitgeber 
die Anrechnungsform dieser 
Freibeträge einseitig bestimmt. 
Es hat die Frage aber nicht ent-
schieden, weil sie für den behan-
delten Fall nicht ausschlagge-
bend war.




